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Baufinanzierung im Ausland

Spanien versucht seinen Immobilienmarkt neu zu strukturieren. Denn vor allem 
die Fehlentwicklungen auf dem Wohnungsmarkt zählen zu den Hauptverursa-
chern der aktuellen Wirtschafts- und Bankenkrise des Landes. Deshalb kommt 
der künftigen Regulierung dieses Marktes eine Schlüsselrolle für die Bewältigung 
der Krise zu. Nach wochenlanger Parlamentsdebatte wurde jetzt ein Gesetz ver-
abschiedet, das unter anderem die Unabhängigkeit der Bewertungsunternehmen 
gegenüber Banken stärkt, eine teilweise Restschuldbefreiung bei Zwangsverstei-
gerungen und Vollstreckungsschutz bei sozialen Härtefällen vorsieht. Wie sich die 
neuen Regeln sowie ein aktuelles Urteil zu Zinsklauseln auf deutsche Immobilien-
finanzierer in Spanien auswirken, erörtert der Autor im Folgenden.  (Red.)

Neue Regeln im spanischen Hypothekenrecht

Die nun bereits seit rund eineinhalb 
Jahren anhaltenden Strukturreformen 
der konservativen Regierung Rajoy ha-
ben inzwischen auch das spanische Hy-
pothekenrecht erfasst. Durch das Gesetz 
1/2013 vom 14. Mai werden verschie-
denste Maßnahmen zum Schuldner-
schutz, Regeln im Zusammenhang mit 
einer zumindest teilweisen Restschuldbe-
freiung und Änderungen im Vollstre-
ckungsrecht eingeführt. Auch wird die 
Unabhängigkeit der spanischen Immobi-
lienbewertungsgesellschaften gestärkt. 

Bereits am 19. März 2013 hatte sich 
auch der spanische „Tribunal Supremo“ 
zum Hypothekenrecht gemeldet und ein 
richtungsweisendes Urteil im Zusam-
menhang mit den sogenannten „clausu-
las de suelo“ (Bodenklauseln beziehungs-
weise Mindestzinsklauseln) erlassen. Im 
Folgenden werden die wichtigsten Punk-
te dieses neuen Regelwerkes kurz darge-
stellt und untersucht, inwieweit diese 
Auswirkungen auf das übliche Finanzie-
rungsgeschäft deutscher Banken in Spa-
nien haben. 

Bei den sogenannten „clausulas de suelo“ 
handelt es sich um Klauseln, die ein Ab-

fallen der Zinsen unterhalb eines be-
stimmten Mindestzinssatzes verhindern 
sollen. Diese Problematik ist in Spanien 
von äußerster Relevanz, da im woh-
nungswirtschaftlichen Bereich 95 Pro-
zent aller Hypothekenfinanzierungen 
unter Zugrundelegung variabler Zinsen 
abgeschlossen werden. 

Neue Transparenzerfordernisse 

Das am 19. März 2013 ergangene Urteil 
des spanischen Tribunal Supremo, gegen 
das nun keine Rechtsmittel mehr mög-
lich sind, bezieht sich auf das erstins-
tanzliche Urteil des Handelsgerichts Nr. 2 
von Sevilla (siehe hierzu auch Immobili-
en & Finanzierung 05-06/2011, S. 156). 
Das Urteil des Handelsgerichtes Nr. 2 von 
Sevilla, das die Bodenklauseln für nichtig 
erklärt hatte, war in zweiter Instanz 
wieder aufgehoben worden; ihm wird 
nun mit den im Folgenden kurz darge-
stellten Argumenten des spanischen 
„Tribunal Supremo“ wieder Wirkung 
verschafft: 

P Unter Berücksichtigung des spani-
schen AGB-Gesetzes sind die soge-
nannten Mindestzinsklauseln nicht zu 
beanstanden. Eine wirksame Einbezie-
hung dieser Klauseln in den Vertrag 
findet schon deshalb statt, da es sich 
bei der Bestimmung der Zinsen um 
eine der wesentlichen Vertragsleistun-
gen im Rahmen eines Kreditvertrages 
handelt. Da das spanische AGB-Gesetz 
nicht nur im Verhältnis zu Verbrau-
chern Anwendung findet, sondern 
auch zwischen Kaufleuten und Ge-
werbetreibenden, sind durch die  
Entscheidung des Tribunal Supremo 
Finanzierungen zugunsten von Bau-
trägern beziehungsweise institutio-
nellen Anlegern von den neuen Trans-

parenzregeln grundsätzlich nicht 
betroffen. 

P In Bezug auf Verbraucher gelten, der 
jetzt vorliegenden Entscheidung des 
Tribunal Supremo folgend, jedoch 
neue Transparenzvorschriften: Der 
Tribunal Supremo sieht im Hinblick 
auf sein Urteil alle Privatpersonen, die 
eine Wohnung erwerben und sich 
hierfür finanzieren müssen, als Ver-
braucher an und fordert diesen ge-
genüber eine sogenannte „doppelte 
Transparenzprüfung“. Darüber hinaus 
wird festgestellt, dass die Einführung 
einer Mindestzinsklausel im Rahmen 
allgemeiner Geschäftsbedingungen 
aus der Sicht eines Verbrauchers zu-
mindest dann irreführend ist, wenn 
dieser eine Finanzierung mit variab-
lem Zinssatz abschließen möchte. 
Denn die Einführung eines Mindest-
zinssatzes führe dazu, dass die Finan-
zierung letztlich in eine Finanzierung 
zu festem Zinssatz umgewandelt wer-
de, sofern sich der Leitzinssatz zu-
gunsten des Verbrauchers nach unten 
entwickelt und nur bei einer Entwick-
lung zugunsten der Bank, also bei 
einem Anstieg der Zinsen, variabel 
bleibt. Sofern die Bank den Verbrau-
cher über diesen Punkt nicht geson-
dert aufgeklärt hat, ist eine Mindest-
zinsregelung jedenfalls nichtig.

P Eine nichtige Mindestzinsregelung 
mache allerdings nicht den gesamten 
Kreditvertrag zunichte. Dieser wird mit 
Ausnahme der nichtigen Mindestzins-
regelung grundsätzlich aufrechterhal-
ten und entfaltet weiterhin volle Wir-
kung zwischen Bank und Verbraucher.

P Die Entscheidung des Tribunal Supre-
mo wirkt sich allerdings nicht auf 
Altverträge aus, sondern lediglich für 
die Zukunft ab dem Datum der Ver-
kündung, also ab dem 20. März 2013. 
An dieser Stelle wurde insbesondere 
Rücksicht auf das europäische Umfeld 
genommen, denn die Rückforderun-
gen seitens der Verbraucher gegen-
über spanischen Banken für zu viel 
bezahlte Zinsen in der Vergangenheit 
hätten leicht ins Unermessliche stei-
gen können, was zu einem Zeitpunkt, 
zu dem spanische Banken europäische 
Hilfe in Anspruch nehmen, nicht wün-
schenswert gewesen wäre.
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Auf die weitere Darstellung des 139 
Seiten umfassenden Urteils des spani-
schen Tribunal Supremo vom 19. März 
2013 soll an dieser Stelle verzichtet 
werden. Für deutsche Banken bleibt aber 
festzuhalten, dass die üblichen Finanzie-
rungen deutscher Projektentwickler 
respektive institutioneller Anleger in 
Spanien nicht von dem Urteil betroffen 
sind. 

Sollten deutsche Banken in Zukunft 
jedoch spanische Bauträger im woh-
nungswirtschaftlichen Bereich finanzie-
ren und eine in Spanien übliche Unter-
werfung der Endkunden unter den Kre-
ditvertrag (sogenannte „subrogación“) 
erfolgen, wäre die hier skizzierte rich-
tungsweisende Entscheidung des spa-
nischen Tribunal Supremo auch für sie 
zu beachten. Derartige Finanzierungen 
deutscher Banken sind jedoch heutzu-
tage in Spanien eher die Ausnahme.

Unabhängigkeit der  
Bewertungsunternehmen

Ein weiteres Problem, unter dem der 
spanische Immobiliensektor in der Ver-
gangenheit gelitten hatte, war die hohe 
Beteiligung der Banken an den „tasado-
ras“ (spanische Immobilienbewertungs-
firmen). Die Problematik liegt auf der 
Hand: Einerseits favorisieren die Ban- 
ken im Rahmen der Auftragsvergabe 
diejenigen Bewertungsfirmen, an denen 
sie selbst beteiligt sind, andererseits 
bestehen immer wieder Zweifel daran, 
ob die fehlende Unabhängigkeit von  
den Banken Einfluss auf die Bewer- 
tung hat. 

Artikel 4 des Gesetzes 1/2013 vom  
14. Mai bezweckt nun eine weitgehen-
de Unabhängigkeit der spanischen Im-
mobilienbewertungsfirmen, in dem sie 
den Banken verbietet, zukünftig eine 
Beteiligung in Höhe von mehr als zehn 
Prozent an diesen zu halten. Den Ban-
ken wird insoweit eine Übergangsfrist 
von einem Jahr eingeräumt, um ihre 
direkte und indirekte Kapitalbeteiligung 
auf den vorgeschriebenen Prozentsatz 
zu reduzieren. Aktuell kontrollieren die 
spanischen Banken noch mehr als die 
Hälfte der spanischen Immobilienbe-
wertungsunternehmen.

Außerdem wird der „Banco de España“ 
seitens des Gesetzgebers der Auftrag 
erteilt, innerhalb von drei Monaten ab 
Inkrafttreten des Gesetzes, also bis zum 
15. August des Jahres, einen Bericht zu 
erstellen, der weitere konkrete Maßnah-
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men zur Erlangung der Unabhängigkeit 
und Transparenz der spanischen Immo-
bilienbewertungsunternehmen enthal-
ten soll. Diese Maßnahme ist ganz sicher 
ein weiterer Schritt in die richtige Rich-
tung. Sie wird dazu beitragen, Stabilität 
und Transparenz im Bereich sowohl des 
gewerblichen als auch des wohnungs-
wirtschaftlichen Hypothekenmarktes in 
Spanien zu schaffen.

Teilweise Restschuldbefreiung

Eine Restschuldbefreiung von der Hypo-
thekenschuld nach Übergabe der Haupt-
wohnung an die finanzierende Bank 
(umgangssprachlich auch amerikanisches 
Modell genannt) war in Spanien seitens 
verschiedener Oppositionsparteien vehe-
ment mit dem Argument gefordert wor-
den, dass die Banken eine Mitschuld 
treffe, wenn die Immobilie im Vorfeld  
der Finanzierung zu hoch und ohne Be-
rücksichtigung zukünftiger Marktent-
wicklungen bewertet worden sei. Der 
Begriff Hauptwohnung (vivienda habi-
tual) wurde im spanischen Steuerrecht 
geprägt, das für vor dem 31. Dezember 
2012 erworbene Hauptwohnungen etwa 
die steuerliche Geltendmachung der 
Hypothekenzinsen erlaubte. Der Begriff 
wird im Bereich des nun vorliegenden 
Gesetzes 1/2013 nicht neu definiert, 
sondern schlicht weiterverwendet.

Das Gesetz 1/2013 sieht nun in entspre-
chender Abänderung der spanischen 
Zivilprozessordnung (Artikel 579 LEC) 
vor, dass zumindest eine teilweise Rest-
schuldbefreiung erfolgt, wenn der Hy-
pothekenschuldner den Besitz an seiner 
Hauptwohnung verliert und der Zu-
schlagswert nicht ausreichend ist, um 
das ausstehende Hypothekendarlehen  
in voller Höhe zu tilgen: In diesem Fall 
wird der Hypothekenschuldner von  
allen Verpflichtungen befreit, wenn er 
65 Prozent der Restschuld innerhalb  
von fünf Jahren ab Verlust der Woh-
nung (beziehungsweise 80 Prozent in-
nerhalb von zehn Jahren ab Verlust der 
Wohnung) zuzüglich des gesetzlichen 
Zinssatzes tilgt. Nur sofern der Hypothe-
kenschuldner die vorbezeichneten Zah-
lungen nicht innerhalb der vorgesehe-
nen Fristen erfüllen sollte, kann die Bank 
auf die volle Bezahlung der Restschuld 
bestehen.

Sofern innerhalb eines Zeitraumes von 
zehn Jahren die der Bank zugeschlagene 
Wohnung verkauft werden sollte, ist der 
gegenüber dem Zuschlagswert erzielte 
Gewinn hälftig dem Hypothekenschuld-
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Genuss des vorgenannten Vollstre-
ckungsschutzes zu kommen. Daneben 
müssen zusätzlich bestimmte wirt-
schaftliche Umstände kumulativ gege-
ben sein, wie etwa die Tatsache, dass  
die monatliche Hypothekenrate mehr  
als die Hälfte der Einkünfte der gesam-
ten in der Wohnung lebenden Familie 
ausmacht oder dass die Hypothek die 
einzige Wohnung des Schuldners be-
lastet und zum Erwerb derselben er-
richtet worden war. Schließlich ist  
der Schuldner verpflichtet, alle vor-
genannten Voraussetzungen dem Ge-
richt detailliert durch die Vorlage der 
entsprechenden Dokumente nachzu-
weisen.

Zusammenfassend kann festgestellt wer-
den, dass der hier beschriebene Vollstre-
ckungsschutz lediglich in begrenzten 
Ausnahmefällen und zur Vermeidung 
sozialer Härten zur Anwendung kommt. 
Er ist zudem zeitlich bis zum 15. Mai 
2015 beschränkt. Deutsche Banken dürf-
ten von dieser Maßnahme ebenfalls nicht 
betroffen sein, da sie im wohnungswirt-
schaftlichen Bereich in Spanien prak-
tisch nicht aktiv sind.

Ab sofort sind Finanzierungen zum  
Erwerb der Hauptwohnung (vivienda 
habitual) in der Hypothekenbestellungs-
urkunde als solche zu kennzeichnen. 
Auch die dabei vereinbarten Verzugs-
zinsen dürfen, sofern es sich um den 
Erwerb der Hauptwohnung handelt, 
nicht mehr als den dreifachen gesetzli-
chen Zinssatz (in Spanien aktuell vier 
Prozent, also derzeit nicht höher als 
zwölf Prozent) betragen. Darüber hinaus 
ist eine Kapitalisierung der Verzugszin-
sen ausgeschlossen; diese dürfen sich 
nur auf die ausstehende Hauptforde-
rung beziehen. In diesem Sinne wird 
Artikel 114 des spanischen Hypothe-
kengesetzes erweitert.

Im Rahmen der außergerichtlichen  
Hypothekenvollstreckung unter Zu-
hilfenahme eines spanischen Notars  
wird eine Aussetzungsmöglichkeit  
eingeführt, wonach der Hypotheken-
schuldner im Falle der Vollstreckung 
gegen seine Hauptwohnung eine ge-
richtliche Aussetzung des notariellen 
Vollstreckungsverfahrens beantragen 
kann, sofern die Hypothekenbestel-
lungsurkunde missbräuchliche Klau- 
seln enthält. 

Neben weiteren seitens des spanischen 
Gesetzgebers nun eingeführten Ände-
rungen des Hypothekenvollstreckungs-
rechtes, deren detaillierte Darstellung  
an dieser Stelle zu weit führen würde, 

soll noch kurz auf die gesetzliche  
Än derung des zu bestimmenden Voll-
streckungswertes (valor de tasación)
ein gegangen werden. Dieser ist in  
Artikel 682 der spanischen Zivilpro-
zessordnung geregelt und für die  
Abfassung der Hypothekenbestel- 
lungsurkunde von hoher praktischer 
Bedeutung.

Der Vollstreckungswert ist einvernehm-
lich zwischen den Parteien in der Hypo-
thekenbestellungsurkunde festzusetzen. 
In der Praxis bestimmt jedoch die Bank 
diesen Wert grundsätzlich alleine.  
Ab sofort gilt, dass der in der Hypo-
thekenbestellungsurkunde bestimmte 
Vollstreckungswert mindestens 75 Pro-
zent des Schätzwertes der Immobilie 
gemäß Bewertungsgutachten betragen 
muss. 

Diese Regelung gilt allgemein, also  
nicht nur für die Finanzierung von 
Hauptwohnungen. Sie ist deswegen 
auch für deutsche Banken, die sich mit-
tels Hypotheken über spanische Grund-
stücke absichern lassen, von zentraler 
Bedeutung. 

Auswirkungen für  
deutsche Banken

Durch das nun vorliegende Gesetz fin-
det die bereits seit Wochen andauernde 
Parlamentsdebatte vorerst ein Ende.  
Der spanische Gesetzgeber kam sozia-
len Forderungen in einigen Bereichen 
nach (Hauptwohnung/Vollstreckungs-
schutz zur Vermeidung gesellschaft-
licher Ausschlüsse), hat gleichzeitig  
aber die Hypothek als zentrales Werk-
zeug der spanischen Immobilien- und 
insbesondere der Wohnungswirtschaft 
unangetastet gelassen. Vorschriften, 
welche die Transparenz und Unabhän-
gigkeit der Bewertungsunternehmen 
sicherstellen, sind positiv für die Wieder-
belebung und zukünftige Entwicklung 
des spanischen Immobilienmarktes. 
Auch die neuen Transparenzregeln, die 
der Tribunal Supremo für Hypotheken-
kredite mit Verbrauchern geschaffen 
hat, sind ebenfalls grundsätzlich zu 
begrüßen.

Deutsche Banken, die in der Vergangen-
heit vorwiegend Projektentwicklungen 
im spanischen Einzelhandel, institutio-
nelle Anleger und vereinzelt Feriendomi-
zile finanziert haben, sind, so wie vorste-
hend dargelegt, nur teilweise und in 
begrenztem Umfang von den neuen 
Regeln betroffen.

ner auf die verbleibende Restschuld 
anzurechnen. Den Banken steht es je-
doch auch innerhalb der vorbezeich-
neten Zeiträume von fünf respektive 
zehn Jahren frei, weiterhin gegen an-
dere Güter des Schuldners zu vollstre-
cken. Sollten im Vollstreckungswege 
jedoch Beträge in Höhe von mehr als  
65 Prozent innerhalb der ersten fünf 
Jahre beziehungsweise 80 Prozent in-
nerhalb von zehn Jahren gerechnet  
ab Besitzverlust der Wohnung erzielt 
werden, sind die überschießenden Be-
träge an den Hypothekenschuldner  
auszukehren.

Da Finanzierungen deutscher Banken  
im spanischen wohnungswirtschaftli-
chen Bereich eher die Ausnahme dar-
stellen, dürften diese dementsprechend 
auch von dieser Regelung kaum betrof-
fen sein. Auch die Finanzierungen von 
Feriendomizilen deutscher Banken in 
Spanien sind von der teilweisen Rest-
schuldbefreiung grundsätzlich nicht 
betroffen, da sie normalerweise nicht 
die Hauptwohnung des Kreditnehmers 
darstellen.

Vollstreckungsschutz bis  
zum 15. Mai 2015

Besonders schutzwürdigen Personen-
gruppen kann der Besitz ihres Wohnrau-
mes für einen auf zwei Jahre ab Inkraft-
treten des Gesetzes beschränkten Zeit-
raum, also bis zum 15. Mai 2015, nicht 
entzogen werden, sofern es sich bei der 
Wohnung, die aufgrund der Nichtzah-
lung des Hypothekendarlehens im Voll-
streckungswege geräumt werden soll, 
um die Hauptwohnung des Vollstre-
ckungsgegners handelt. 

Mittels dieses auf zwei Jahre begrenzten 
Vollstreckungsschutzes will der Gesetz-
geber dem Umstand Rechnung tragen, 
dass aufgrund der krisenbedingten, der-
zeit Rekordhöhe erreichenden spani-
schen Arbeitslosenzahlen bestimmte 
Personengruppen in die Gefahr geraten, 
ihren Wohnraum unverschuldeter Ma-
ßen zu verlieren. Zu den geschützten 
Personengruppen zählen etwa kinderrei-
che Familien beziehungsweise Familien, 
die ein minderjähriges Kind unter drei 
Jahren haben, Schwerbehinderte in 
Höhe von mehr als 33 Prozent und Ar-
beitslose, die keine Arbeitslosenunter-
stützung mehr bekommen. 

Allerdings ist die Zugehörigkeit zu einer 
besonders schutzwürdigen Personen-
gruppe nicht ausreichend, um in den 




